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 Vorwort 
 
 
In Nordrhein-Westfalen nahmen im Jahre 2017 rund 770 000 Menschen Leistungen 

der Pflegeversicherung in Anspruch, 2009 (s. Vorauflage) waren es noch rund 510 0001. 
Davon lebten rund 170 000 Menschen in stationären Einrichtungen (2009: 155 000) 
und rund 120 000 Menschen nahmen ambulante Pflegedienste in Anspruch (2009: 
180 000). Die Dynamik der Zahlen im Acht-Jahres-Abstand spricht für sich. Im Vor-
wort der Vorauflage konnte noch aus den Gesetzgebungsmaterialien referiert werden, 
dass die Zahl der pflegebedürftigen Menschen in Nordrhein-Westfalen im Jahre 2030 
über 750 000 steigen werde. Diese Zahl ist schon jetzt überschritten, wobei Ursachen 
sicher auch im neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff liegen werden, der die Zahl der An-
spruchsberechtigten nach SGB XI deutlich erhöht hat. Die Zahl der Pflegebedürftigen 
wird bis auf rund eine Million (im Jahr 2050) ansteigen, bevor wieder ein Rückgang 
zu erwarten ist (Prognose nach altem Pflegebedürftigkeitsbegriff). Dem starken Anstieg 
der Zahl pflegebedürftiger Menschen steht ein Stagnieren bzw. langfristig sogar ein 
leichter Rückgang der Gesamtbevölkerung gegenüber. Dies zeigt, vor welch enormen 
Herausforderungen die Betroffenen, ihre Familien, die Einrichtungen und ihre Be-
schäftigten, sowie die Pflegeversicherung, Sozialhilfe und damit die politisch Verant-
wortlichen in Bund, Ländern und Kommunen stehen. 

Im Zuge der Föderalismusreform zum 1. September 2006 ist die Gesetzgebungs-
kompetenz für die öffentliche Fürsorge, soweit sie das Heimrecht betrifft, vom Bund 
auf die Bundesländer übergegangen. Nordrhein-Westfalen hatte mit dem Gesetz über 
das Wohnen mit Assistenz und Pflege in Einrichtungen (Wohn- und Teilhabegesetz – 
WTG) im Jahre 2008 als eines der ersten Bundesländer die neu gewonnene Gesetzge-
bungskompetenz ausgenutzt. Nach rund sechs Jahren wurde das Gesetz 2014 abgelöst. 

Das nordrhein-westfälische „Gesetz zur Entwicklung und Stärkung einer demogra-
phiefesten, teilhabeorientierten Infrastruktur und zur Weiterentwicklung und Siche-
rung der Qualität von Wohn- und Betreuungsangeboten für ältere Menschen, Men-
schen mit Behinderungen und ihre Angehörigen“ (GEPA NRW) vom 2. Oktober 
2014 wurde am 15. Oktober 2014 verkündet.  

Das GEPA umfasst das Alten- und Pflegegesetz Nordrhein-Westfalen (APG NRW) 
und das Wohn- und Teilhabegesetz (WTG).  

Die klammerartige Struktur des GEPA lässt die Absicht des Gesetzgebers erkennen, 
die zwei bislang unabhängig voneinander geregelten Materien des APG und des WTG 
zusammenzuführen. Während das APG (wie zuvor das PfG NW) als Ausführungsge-
setz zum SGB XI die pflegerische Infrastruktur im Land sowie deren finanzielle Förde-
rung regelt, ist im WTG das besondere Ordnungsrecht niedergelegt. 

Zu beiden Gesetzen sind Durchführungsverordnungen ergangen (APG DVO und 
WTG DVO). Sie sind im Anhang abgedruckt.  

WTG und APG sowie die dazugehörigen Verordnungen sind seit 2014 mehrfach 
geändert worden, zuletzt umfangreich (jedenfalls das WTG) 2019.  

Literatur und Rechtsprechung sind bis Juli 2019 berücksichtigt. 
Ich danke meiner Frau Ira Bettina Dickmann und den Partnern der Wirtschaftsprü-

fungs-, Steuerberatungs- und Rechtsberatungskanzlei dhpg für ihre Unterstützung, 

____________________________________________________________________________________ 
1 Alle statistischen Angaben IT.NRW. 



Vorwort 
   

VI  

Frau Mag. iur. Andrea Wilts (dhpg) für das Gegenlesen und Recherchearbeiten und 
dem Lektor Herrn Stefan Tischler für die wohlwollende bewährte verlagsseitige Be-
treuung des Werkes. 

 
Bonn/Euskirchen, im August 2019 Frank Dickmann 
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